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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

27.04.1995 

Geschäftszahl 

93/17/0267 

Rechtssatz 

Zwar hat die belangte Vorstellungsbehörde keine rechtswirksame Erlassung der als Bescheid intendierten 
Erledigung gegenüber der Bf bewirkt, jedoch hat diese Erledigung der belangten Vorstellungsbehörde durch die 
Zustellung an die mitbeteiligte Stadtgemeinde als Partei des aufsichtsbehördlichen Verfahrens rechtliche 
Existenz als Bescheid erlangt. Daraus folgt für das verwaltungsgerichtliche Verfahren, daß die Bf diesen 
Bescheid gemäß § 26 Abs 2 VwGG bekämpfen kann. 


